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Verwaltungsexternes Vernehmlassungsverfahren

Totalrevision der Verordnung zum Planungs- und Baugesetz

Einladung zur Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Beschluss vom 29. Mai 2018 hat der Regierungsrat die Baudirektion beauftragt, den

Entwurf der Totalrevision der Verordnung zum Planungs- und Baugesetz (V PBG) in die

Vernehmlassung zu geben.

Gerne senden wir Ihnen in der Beilage folgende Vernehmlassungsunterlagen zu:

V PBG, Ergebnis der 1. Lesung im Regierungsrat vom 29. Mai 2018;

Erläuternder Bericht des Regierungsrats zur Totalrevision der Verordnung zum Planungs-

und Baugesetz (V PBG), Ergebnis der 1. Lesung im Regierungsrat vom 29. Mai 2018;

Anhang 1: Begriffe und Messweisen IVHB;

Anhang 2: Skizzen zur IVHB;
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Anhang 3: Verordnung zum Planungs- und Baugesetz vom 16. November 1999;

Mögliche Bauordnung aufgrund der totalrevidierten V PBG am Beispiel der Gemeinde

Steinhausen (Musterbauordnung).

Sämtliche Vernehmlassungsunterlagen stehen zudem auf der Internetseite

www.zci.ch/behoerden/regierunQsrat/vernehmlassunQen zur Verfügung.

Wir laden Sie ein, zur Totalrevision der Verordnung zum Planungs- und Baugesetz (V PBG)

bis spätestens 15. September 2018 schriftlich Stellung zu nehmen. Fristerstreckungen

werden aufgrund der knappen Zeitverhältnisse nicht möglich sein, da die Verordnung am

1. Januar 2019 in Kraft treten muss.

Bitte beachten Sie die Bedeutung der Farbgebung der V PBG:

rot: IVHB-Vorgaben (zwingend) - keine Veränderungen möglich

blau: Kantonale Regelungen im Interesse der Vereinheitlichung des Baurechts

grün: Regelungen, die kantonal werden sollen, von denen die Gemeinden jedoch in ihren

Bauordnungen auf Wunsch abweichen können

Wir bedanken uns bereits heute für Ihre Vorschläge und Bemerkungen.

Freundliche Grüsse

Baudirektion

Urs Hürlimann

Regierungsrat

Beilagen erwähnt
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